
Teilprotokoll – Kantonsrat, 24. Sitzung vom 28. Oktober 2019 

2. Teilrevision 2016 des kantonalen Richtplans, Kapitel 4 «Verkehr» und Ka-

pitel 5 «Versorgung, Entsorgung» 

Antrag des Regierungsrates vom 9. Januar 2018 und geänderter Antrag der 

KEVU vom 30. Oktober 2018 

Vorlage 5427a 

 

Antrag von Elisabeth Pflugshaupt, Jörg Kündig, Daniel Wäfler, Cornelia Kel-

ler, Beat Mohnhart, Erich Vontobel, Ueli Pfister, Ruth Frei, Roland Brändli 

und Tumasch Mischol: 

Objekt Nr. 15 + 16 Realisierungsstand; Bedingungen wie folgt zu streichen, er-

setzen oder ergänzen: 

Streichen: maximal ein Standort pro Deponietyp in Betrieb. 

Ersetzen: maximal ein Standort (Objekt 15 oder 16) in Betrieb 

Ergänzen bei Objekt 16: 

Realisierung erst nach Ausschöpfung der Kapazitäten der übrigen Deponien Typ 

D und dann in mindestens 3 Etappen offene Betriebsfläche maximal 4 ha; Er-

schliessung über A52, Anschluss Oetwil a.S. 

 

Minderheitsantrag von Martin Romer, Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi 

Lais und Daniel Sommer: 

Bisheriges Deponievolumen beibehalten. 

Restvolumen Stand 2014 (m3): 75‘000. 

 

Minderheitsantrag Thomas Forrer: 

Objekt Nr. 16, Grüningen/Gossau, Tägernauer Holz, wird aus dem Richtplan ge-

strichen. 

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir werden die Anträge einzeln abstimmen, also, der 

Antrag von Elisabeth Pflugshaupt, dann der Antrag von Ruedi Lais und schliess-

lich der Antrag von Thomas Forrer; wir werden diese Anträge dem Antrag der 

KEVU (Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt) gegenüberstellen. Wir 

führen keine Cup-Abstimmung durch.  

Wir kommen nun zum Antrag von Elisabeth Pflugshaupt, Gossau. Dieser bezieht 

sich auf Objekte15 und 16. 

 

Elisabeth Pflugshaupt (SVP, Gossau): Ich gebe meine Interessensbindung be-

kannt: Ich bin Mitglied des Gemeinderats von Gossau. Darin liegt auch schon 

einer der Gründe für diesen Antrag. Er ist entstanden in enger Zusammenarbeit 

mit den Gemeinden Grüningen und Gossau. Damit meine ich nicht nur die beiden 

Gremien und ihre Vorsitzenden, sondern auch die Bevölkerung der beiden Ge-

meinden, die sich aktiv eingebracht hat. Das konnte mehrfach auch den Medien 

entnommen werden. Dieser Antrag hat zum Ziel, eine Lösung zu finden, die mehr-

heitsfähig und in der Praxis umsetzbar ist. Es gibt so kein Schwarz-Peter-Spiel.  
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Wir alle produzieren Abfall, und dieser Abfall muss fachgerecht entsorgt werden. 

Wir alle wissen, dass darum Deponien notwendig sind und irgendwo sein müssen. 

Einfach zu sagen, bei uns nicht, die anderen sollen sie haben, das geht nicht. Aber 

zehn Hektaren Wald ohne ersichtliche Not zu opfern, geht auch nicht. Das Tä-

gernauer Holz ist aus Sicht des Kantons geeignet für eine Schlackendeponie, ob-

wohl dieser Standort mitten in einem 80 Hektar grossen, zusammenhängenden 

Wald liegt. Der Wald gehört übrigens dem Kanton. Gleichzeitig soll eine Inert-

stoffdeponie in der Lehrüti, ebenfalls in Gossau und nahe beim Tägernauer Holz, 

in Betrieb genommen werden. Das hat die Menschen aufgerüttelt, und die Behör-

den dazu gebracht, sich mit allen ihr möglichen Mitteln für eine, für die Bevölke-

rung, tragbare Lösung einzusetzen. Dass das, so meine ich, gelungen ist, dafür 

bedanke ich mich bei allen Mitunterzeichnenden, meinen Fraktionskolleginnen 

und -kollegen, den Mitstreitern auf der Tribüne. Jetzt schon ein ganz herzliches 

Dankeschön.  

Der Transport von Abfall und Schlacke ist sicher ein Problem. Für den Standort 

spricht auch die Nähe zur KEZO (Zweckverband Kehrichtverwertung Zürcher 

Oberland). Dort wird ja nicht nur der Abfall aus der Region verbrannt, die Schla-

cke aufbereitet und deponiert, sondern aus dem ganzen Kantonsgebiet und weit 

über die Kantonsgrenze hinaus. Diese ausserkantonalen Zulieferer nehmen ihr 

Endprodukt wieder zurück – heisst es. Da sind der Transport und seine Kosten 

kein Thema.  

Für viele Menschen ist der Wald ein fast heiliges Gut. Im Wald kann jeder sich 

frei bewegen, was auf der landwirtschaftlichen Nutzfläche nicht möglich ist, denn 

es ist verboten, während der Vegetation die Felder zu betreten. Der Wald hat viele 

Aufgaben. Zum Beispiel liefert er nachwachsenden Rohstoff und baut CO2 ab. 

Wald ist aber auch die grösste Freizeit- und Sportanlage unserer Zeit und Erho-

lungsgebiet für viele Menschen und Tiere. Wald hat auch etwas Mystisches für 

die Menschen; er gibt vielen von uns das Gefühl, der Natur und Gott näher zu 

sein, Kraft und Trost zu bekommen, oder er gibt den Menschen einfach die Mög-

lichkeit, die Ruhe zu geniessen. Da soll noch jemand sagen, dieser Wald sei nicht 

wertvoll, weil sein Bestand das vielleicht nicht überall ist. Bestehenden Wald auf-

zuwerten ist übrigens einfacher, als Wald neu entstehen zu lassen. Es braucht hun-

dert Jahre, bis der neu bepflanzte Boden wieder Waldboden ist.  

Wie gesagt, der Antrag verlangt keine Streichung des Richtplaneintrages, aber 

eine verpflichtende Ergänzung, dass nur eine Deponie auf einmal betrieben wer-

den kann, und der Wald nur angefasst werden darf, und das auch nur in Etappen, 

wenn die bereits im Richtplan eingetragenen Deponiestandorte des Typs D aus-

geschöpft sind. 

Jetzt habe ich noch eine persönliche Meinung, die ich sagen möchte: Der Ansatz, 

einfach die bereits im Richtplan eingetragenen Deponiestandorte zu vergrössern, 

ist meines Erachtens falsch. Ich verstehe schon, dass ein Deponiebetreiber die In-

stallationen lieber gleich für eine grosse Deponie vornimmt und so Kosten sparen 

kann. Aber im Zeitalter von Klimanotstand und Energiewende sollte es doch mög-

lich sein, auch die Abfallmenge weiter zu reduzieren und die Wiederverwertung 
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noch zu verbessern, so dass eine Volumenvergrösserung der Deponiestandorte, 

wie das vorgesehen ist, nicht in diesem Ausmass notwendig wird. Vielen Dank.  

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon), Referentin der Kommission für Energie, Verkehr 

und Umwelt (KEVU): Ich werde gleich zu sämtlichen Anträgen sprechen, auch zu 

den Abänderungen der KEVU. Ich denke, das macht die ganze Thematik etwas 

verständlicher. 

Wir sind bei den Richtplan-Debatten heute nun wahrscheinlich beim umstrittens-

ten Bereich, beim Tägernauer Holz, bei der Schlackendeponie-Vergrösserung in 

Gossau-Grüningen. Es ist bekannt, dass wenn Bäume gefällt werden, dies schnell 

umstritten ist, insbesondere, wenn in einem Wald das Volumen einer Deponie 

verdoppelt werden soll. Im Richtplan-Antrag vom Regierungsrat ist vorgesehen, 

dass das Volumen von heute 750'000 Kubikmeter auf 1,5 Millionen Kubikmeter 

erhöht werden soll.  

Für die ganze Diskussion von heute ist es wichtig zu wissen, wie es eigentlich zu 

der Deponie-Strategie im Kanton Zürich kam: Es gibt nämlich ein Deponie-Kom-

promiss. Das Problem ist, dass alle Abfall oder Schuttmaterial produzieren, aber 

wahrscheinlich niemand will eine Deponie bei sich haben. Deshalb hat der Kanton 

im Rahmen des Richtplanes versucht, eine gewisse Gerechtigkeit walten zu las-

sen, das heisst, man hat festgelegt, dass es pro Region nur einen Standort pro De-

ponietyp geben soll, der in Betrieb ist. Das führt dazu, dass sämtliche Deponiety-

pen in allen Regionen vertreten sind, und die Deponien über die Regionen verteilt 

sind. Ein weiterer Effekt dabei ist, dass die Anfahrtswege auf diese Weise redu-

ziert werden können. 

Diese Strategie hat insbesondere bei der Gemeinde Gossau und auch bei anderen 

Gemeinden zu einem Missverständnis geführt. Sie waren im Irrglauben und dach-

ten, es dürfe nur eine Deponie pro Region geben; sie haben nicht mitbekommen, 

dass es eben relevant ist, um welchen Typ es sich handelt. Es gibt Deponien, in 

denen verschiedene Stofftypen abgelagert werden können, und es gibt Deponien, 

in denen nur ein Stoff abgelagert werden kann. Damit hier Klarheit geschaffen 

werden kann, gibt es einen unbestrittenen KEVU-Antrag, der nun bei jeder De-

ponie aufführt, um welchen Typ es sich handelt. So wird klar ersichtlich, welche 

Kombinationen in einem Gebiet eigentlich möglich sind. Dies soll Klärung und 

Transparenz schaffen. Dieser Antrag ist soweit auch unbestritten, nur eine spezi-

fische Deponie im Tägernauer Holz. 

Schlackendeponien zu finden, ist nicht ganz einfach. Es braucht relativ strikte An-

forderungen an den geologischen Untergrund. Es gab eine ausführliche Evalua-

tion von verschiedenen, möglichen Schlackenstandorten, die schliesslich zum Tä-

gernauer Holz geführt haben. Der Geologie ist es im Grunde egal, was obendrauf 

ist, ob es dort einen Wald, ein Landwirtschaftsgebiet oder ein Siedlungsgebiet hat. 

Entsprechend ist die geologische Bewertung eben unabhängig von der Oberläche. 

Deshalb wurde bei der letzten Richtplan-Anpassung das Tägernauer Holz mit den 

750'000 Kubikmetern bereits eingetragen. Das Spezielle an der Situation ist, dass 

der Standort im Wald ist. Und aufgrund des eidgenössischen Waldgesetzes gibt 
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es da höhere Anforderungen, denn eigentlich ist eine Deponie im Wald nicht er-

laubt, da er geschützt ist. Es gibt aber die Möglichkeit einer Interessensabwägung, 

das heisst, wenn die öffentlichen Interessen einer Nutzung des Waldes für einen 

anderen Zweck höher sind, dann kann es durchaus möglich sein, dass man so et-

was in einem Wald bewilligt. Dieser muss aber später wieder aufgeforstet werden. 

Man muss sich bewusst sein, dass das Finden eines optimalen Untergrunds auch 

von ökologischem Interesse ist. So stellt man eine sichere Entsorgung sicher. Die 

Vergangenheit hat gezeigt, dass sich die Einschätzung, wie gefährlich solche De-

poniegüter sind, durchaus ändern kann. Da hat es schon den einen oder anderen 

Irrtum gegeben.  

Weiter, das wurde bereits erwähnt, ist das Tägernauer Holz in der Nähe der KEZO 

Wetzikon, die eine moderne Trockenschlackenaufbereitungsanlage hat; sie pro-

duziert somit das Material, das dann deponiert werden soll. Wie bereits erwähnt, 

gibt es heftigen Gegenwind aus den betroffenen Gemeinden gegen diese Depo-

nievergrösserung. Eine Gemeindevertreterin stellte die Forderung in den Raum, 

dass die Gemeinden für die Infrastrukturbelastung von Deponien eigentlich ent-

schädigt werden müssten. Hier muss festgehalten werden, dass solche Infrastruk-

turbelastungsentschädigungen nicht vorgesehen sind. Wenn es sie gäbe, müsste 

es sie auch in anderen Bereichen geben. Man kann dies durchaus fordern, man 

muss sich einfach bewusst sein, dass dies vermutlich zu einem erheblichen Um-

verteilungsmechanismus führen würde; wahrscheinlich würden die besagten Ge-

meinden relativ wenig bekommen, da sie im Vergleich zu anderen Regionen im-

mer noch sehr wenig Infrastrukturlasten tragen.  

Was klipp und klar war, ist, dass es problematisch ist, wenn man eine dermassen 

grosse Deponie in einen bestehenden Wald reisst. Der Wald ist ja heute schon 

nicht mehr unberührt; er wird nämlich durch die Forchstrasse geteilt. Das heisst, 

die KEVU hat geschaut, wie man die Deponie einrichten könnte, um die Emissi-

onen möglichst tief halten zu können. Es gibt folgende Vorschläge: Es soll eine 

Ergänzung geben, nämlich, dass die Erschliessung von der Forch-Autobahn her 

erfolgen soll. Das soll für das Tägernauer Holz gelten, aber auch für die geplante 

Deponie, die für Inertstoffe vorgesehen ist. Weiter hat man vorgeschlagen, dass 

es drei Etappen von jeweils 500'000 Kubikmetern geben soll und die maximale 

Betriebsfläche auf jeweils 4 Hektare beschränkt wird. Damit soll die Möglichkeit 

geschaffen werden zu reagieren, wenn festgestellt wird, dass der Bedarf einer 

Schlackendeponie kleiner ist als angenommen.  

Die KEVU-Mehrheit ist der Meinung, dass heute der zusätzliche Bedarf einer 

vergrösserten Schlackendeponie ausgewiesen ist, auch, dass sie mit den soeben 

erwähnten flankierenden Massnahmen tragbar ist. Nichtsdestotrotz hat es ver-

schiedene Minderheitsanträge und den Antrag «Pflugshaupt» gegeben. Ich wer-

den zuerst etwas zu den Minderheitsanträgen aus der KEVU sagen, dann zum 

Antrag «Pflugshaupt». 

Beim ersten Minderheitsantrag hat es einen Schreibfehler in den Unterlagen: Der 

Antrag lautet, dass man bei 75'000 Kubikmeter bleiben und nicht, dass man es auf 

75'000 Kubikmeter reduzieren soll. Der erste Minderheitsantrag argumentiert, 

dass es noch unklar sei, dass es wirklich ein grösseres Schlackendeponievolumen 
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braucht; man erachtet deshalb die Erhöhung auf 1,5 Millionen Kubikmeter für 

verfrüht. Man ist der Meinung, dass, wenn es sich denn zeigen sollte, dass man 

tatsächlich das grössere Volumen bräuchte, man immer noch Zeit hätte, den 

Richtplan entsprechend anzupassen.  

Der zweite Minderheitsantrag ist eine Position, die schon bei der ursprünglichen 

Eintragung des Tägernauer Holzes vertreten wurde. Man ist der Meinung, dass 

man den Eintrag streichen soll, da es nicht angebracht sei, eine Schlackendeponie 

in einen Wald zu bauen.  

Nun zum Antrag «Pflugshaupt»: Wenn man ihn liest, stellt man fest, dass er die 

1,5 Millionen Kubikmeter unangetastet lässt. Allerdings stellt er Bedingungen an 

die Inbetriebnahme, nämlich, die Deponie darf erst betrieben werden, wenn keine 

andere Deponie des Typs D – also Schlackendeponie – mehr entsprechende Res-

sourcen hat. Gleichzeitig darf die Inertstoffdeponie Lehrüti nicht in Betrieb sein. 

Zusammengefasst muss man sagen, dass damit der Deponie-Kompromiss, den ich 

vorhin erwähnt habe, obsolet würde und somit den Gossauer Partikularinteressen 

entsprochen würde. Es würde dazu führen, dass man eben die Schlackendeponien 

nicht auf den Kanton Zürich verteilt, sondern, dass es einen Schlackentourismus 

geben würde, konkret in Richtung Lufingen. Damit würde dieses Gebiet mehr 

belastet, und das Gebiet Oberland hätte vorerst keine Schlackendeponie. Zweitens 

würde der Kompromiss aufgebrochen, wenn man es typenweise betrachtet. Die 

Deponie Lehrüti ist eine Inertstoffdeponie; das ist ein anderes Material, das dort 

abgeladen wird und hat im Prinzip mit dem Tägernauer Holz – ausser, dass es 

zufälligerweise in der Nähe ist – nichts zu tun. Es ist anzunehmen, dass bei zu-

künftigen Deponien ein möglicher Präzedenzfall eintreffen wird, sollte dieser An-

trag angenommen werden, und in Zukunft die Findung und Genehmigungen von 

neuen Deponiestandorten enorm erschweren. Denn faktisch würde es dazu füh-

ren, dass Lehrüti nicht in Betrieb gehen kann, sobald die Schlackendeponie im 

Tägernauer Holz benötigt würde. 

Gossau hat bekanntlich eine starke Vertretung in diesem Rat. Es sind insgesamt 

sechs Gossauer Kantonsräte hier vertreten. Ich bin gespannt, was dies für eine 

Auswirkung auf diesen Antrag hat. 

Ich bitte Sie, im Namen der KEVU-Mehrheit dem KEVU-Mehrheitsantrag zuzu-

stimmen. Wie schon erwähnt, ist die KEVU-Mehrheit der Meinung, dass es flan-

kierende Massnahmen braucht, aber auch, dass es diese neue Deponie in der 

neuen Grösse braucht. Herzlichen Dank.  

 

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Wie die Präsidentin spreche ich zu allen drei Tä-

gernauer-Anträgen, insbesondere auch zu unserem Minderheitsantrag.  

Für die SP gilt bei den sterblichen Überresten unserer Wegwerfgesellschaft, also 

dem Abfall, erstens das Gleiche wie beim Verkehr: Das Motto heisst «vermeiden, 

verbessern, verlagern». Und zweitens gilt: Abfall muss definiert werden als «Roh-

stoffe am falschen Ort». Daraus ergeben sich für unsere Position gegenüber allen 

Arten von Deponien klare Prioritäten: Erstens, der Preis für das Wegwerfen von 

Rohstoffen muss so hoch sein und das verfügbare Deponievolumen so knapp, dass 
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Industrie und Haushalte beim Vermeiden mitmachen. Der Vorschlag des Regie-

rungsrates ist für uns zu grosszügig, um den Druck in Richtung Abfallvermeidung 

aufrechtzuerhalten. Zweitens, die Technik im Rohstoffkreislauf muss auf das 

Wiederverwerten möglichst vieler Komponenten im Abfall ausgerichtet sein. Die 

Gewinnung von Rohstoffen wie Metallen oder Phosphor ist für uns ein wichtiger 

Schritt in Richtung einer vollständigen Kreislaufwirtschaft. Drittens, bei noch so 

guter Vermeidung und Wiederverwertung wird es einstweilen Deponien brau-

chen. Diese sind so einzurichten, dass sich zukünftige Generationen bei veränder-

ten Preisen einen erneuten Abbau der Restkomponenten überlegen können. Vier-

tens, Deponiestandorte müssen so festgelegt werden, dass die gesamte Umwelt-

belastung inklusive der notwendigen Transportwege minimal ist.   

Der Entscheid über die Schlackendeponie «Tägernauer Holz» ist uns nicht leicht-

gefallen. Wir erhielten leider von der Baudirektion keine eindeutigen Zahlen zum 

benötigten Deponievolumen für Kehrichtschlacke in den nächsten 30 Jahren. Es 

ist ein grosser Unterschied, ob man von 75‘000 oder von 120‘000 Kubikmeter pro 

Jahr ausgeht. 2018 standen noch 1’150‘000 Kubikmeter zur Verfügung. Das 

heisst, dass eine neue Deponie entweder in fünfzehn oder in acht Jahren zur Ver-

fügung stehen muss. Es heisst auch, dass die im Richtplan rechtsgültig eingetra-

gene Deponie «Tägernauer Holz» entweder von 2034 bis 2044 oder aber von 

schon von 2028 bis 2034 betrieben werden muss. Und es heisst, dass die vorge-

schlagene Erweiterung entweder 2034 oder aber erst 2044 zur Verfügung stehen 

muss. Die unterschiedlichen Etappierungsmöglichkeiten der heute festgesetzten 

und der doppelt so grossen vorgeschlagenen Deponie nehmen wir zur Kenntnis; 

sie waren aber für unseren Entscheid sekundär.  

Ich wiederhole, gemäss den zweideutigen Zahlen aus der Baudirektion muss das 

vorgeschlagene neue Volumen entweder 2034 oder 2044 zur Verfügung stehen. 

Vom Richtplaneintrag bis zur Inbetriebnahme können bis zu zehn Jahre vergehen.  

Wir kommen zum Schluss, dass somit noch genügend Zeit zur Verfügung steht, 

weitere Unsicherheiten zu beseitigen, bevor der Eintrag im Richtplan geändert 

werden muss. Deshalb beantragen wir, die Erweiterung der Deponie «Tägernauer 

Holz» zum heutigen Zeitpunkt abzulehnen.  

Was sind die weiteren Unsicherheiten, die wir bei der Abstimmung in der Kom-

mission feststellen mussten? Es gibt zwei verschiedene Schlackenverwertungs-

verfahren, ein trockenes und ein nasses. Erstens, die Lieferantin für Tägernau, die 

KEZO, respektive die dort angesiedelte ZAV Recycling AG, betreibt das trockene 

Verfahren, private Verwerter wenden das nasse an. Welches sich im Wettstreit 

der Technologien in Zukunft durchsetzt wird – oder vielleicht beide −, ist offen. 

Zweitens, über die finanzielle Situation der erwähnten ZAV Recycling AG be-

standen zum Zeitpunkt der Beratungen grosse Unsicherheiten. Mittlerweile 

musste das Aktienkapital erhöht werden. Ich verweise auf die Antwort des Regie-

rungsrates auf die Anfrage KR-Nr. 330/2018 von drei damaligen Mitgliedern un-

serer GPK (Geschäftsprüfungskommission).  Drittens, Unsicherheit besteht ferner 

über die Lieferung von Schlacke aus den KVA (Kehrichtverbrennungsanlage) 

Winterthur und Dietikon. Bei beiden KVA wären grosse Investitionen notwendig, 
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um Trockenschlacke liefern zu können. Der Regierungsrat erwägt, die beiden Trä-

gerschaften dazu einzuladen, wie es in der Antwort heisst, also zu zwingen. Wie 

es in diesen Verfahren dann weitergeht, ist ebenfalls offen.  

Ich komme zur Bewertung des Einzelantrags aus Gossau von Kollegin Pflugs-

haupt. Sie verlangt, dass die Realisierung der Deponie «Tägernauer Holz» nur 

erfolgen darf, wenn die Deponie «Lehrüti», welche Inertstoffe wie Bauschutt auf-

nehmen soll, nicht gleichzeitig betrieben wird. Und sie verlangt, dass die weiteren 

eingetragenen Schlackendeponien «Winterthur-Riet», «Lufingen», «Obfelden», 

«Horgen», «Wädenswil» und «Oetwil am See» zuerst gefüllt werden müssen. Wie 

eingangs erwähnt, reicht deren Volumen noch für zehn bis fünfzehn Jahre, wobei 

Lufingen den Grossteil davon ausmacht. Lufingen wird privat betrieben. Wir 

stimmen mit der Baudirektion überein, dass ein Monopol eines einzigen privaten 

Betriebs bei der Schlackenentsorgung im Kanton Zürich vermieden werden muss. 

Der Transport der Schlacke von Hinwil aus in alle Ecken des Kantons würde Mil-

lionen von Lastwagenkilometer generieren, was wir vermeiden sollten.  

Zu den Qualitäten des Tägernauer Holzes können die paar wenigen Nicht-

Gossauer hier im Saal natürlich nur das objektiv Nachweisbare sagen. Dass mit 

dem eigenen Naherholungsgebiet eine besondere emotionale Verbindung besteht, 

verstehen wir ja alle. Das objektiv Nachweisbare bleibt aber trotzdem wahr: Ers-

tens, das Tägernauer Holz wurde von den Gemeinden Gossau und Grüningen bei 

der Waldentwicklungsplanung 2010 ausdrücklich nicht als Erholungswald be-

zeichnet. Unter besondere Ziele ist im Waldentwicklungsplan für das Tägernauer 

Holz einzig die Holzproduktion eingetragen, also das Ernten der umarmten 

Bäume. Zweitens, das Tägernauer Holz enthält weder irgendein Naturschutzob-

jekt noch Waldstandorte von naturkundlicher Bedeutung. Drittens, der Standort 

der Deponie ist wald-ökologisch ein Buchenwald mit einem kleinen Stück 

Eschen- und Erlenwald. Die dort wachsenden Fichten sind nicht standortgerecht 

und müssen bei fortschreitender Klimaerwärmung leider ohnehin weichen. Es 

gibt also in der Abwägung mit anderen Standorten keine objektiven Kriterien des 

Naturschutzes oder der intensiven Erholung, welche gegen diesen Deponiestand-

ort sprechen.  

Wir kommen somit nicht umhin, den Antrag aus Gossau und Umgebung als klas-

sische «St. Florianspolitik» zu bezeichnen. Ich selber vertrete den Bezirk, im wel-

chem der Kirchturm von Lufingen steht, der auch grosse Belastungen durch Kies-

gruben und Deponien ertragen muss. Der Kanton Zürich sollte es sich unseres 

Erachtens nicht leisten, seine Umweltpolitik dem Powerplay von Kirchturmpoli-

tikern unterzuordnen. Die SP-Fraktion wird deshalb den Antrag Pflugshaupt 

grossmehrheitlich ablehnen.  

Zum Streichungsantrag der Grünen: Wir verstehen ihr Argument, dass der Wald 

nicht auch noch als Restfläche für alle möglichen Nutzungen geopfert werden 

darf. Dem steht aber der möglichst absolute Schutz der Fruchtfolgeflächen auf 

Bundesebene gegenüber, den bisher nebst der SVP auch die Grünen vehement 

verteidigt haben. Wir verstehen auch ihr zweites Argument, dass mit möglichst 

knappen Volumina der Druck auf das Vermeiden hochgehalten werden muss. 

Dieses teilen wir hundertprozentig. Das eingetragene Volumen im Tägernauer 
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Holz muss aber wie gesagt ab 2028 zur Verfügung stehen. Eine Streichung des 

heutigen Eintrags bedeutet, dass das nicht mehr möglich ist. Niemand konnte uns 

bisher aufzeigen, wie wir so viel Kehricht einsparen können, dass wir nicht zur 

unsympathischsten aller Lösungen gezwungen sind, nämlich dem Export von 

Schlacke in andere Kantone oder gar ins Ausland. Aus diesem Grund lehnen wir 

den Antrag Forrer als unrealistisch ab.   

Ich wiederhole die Anträge der SP-Fraktion: Ja zu unserem Antrag, auf die Er-

weiterung des Tägernauer Holzes einstweilen zu verzichten, Nein zum Antrag der 

Grünen auf Streichung des heutigen Eintrags und Nein zum Antrag Pflugshaupt 

auf Verknüpfung mit Lehrüti und allen anderen Schlackendeponien.  

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Ich spreche auch gleich für die Frak-

tion der FDP zu allen Anträgen. Ich verzichte darauf, bereits Gesagtes, das sich 

inhaltlich aus dem Richtplan, aus dem Dokument, ergibt, zu wiederholen. Doch 

eines muss gesagt sein: Die Beratung zum Richtplaneintrag 16 Grüningen-

Gossau-Tägernauer Holz hat natürlich in der KEVU am allermeisten zu reden ge-

geben. Wir haben es gehört: Für die Kehrichtschlackendeponie soll das Volumen 

der Deponie im Tägernauer Holz – der Eintrag ist ja bereits erfolgt − auf das Dop-

pelte vergrössert werden. Nun hat es die FDP im Rahmen der Beratung mit der 

Mehrheit zwar der Vergrösserung zugestimmt, die Realisierung aber auf mindes-

tens drei Etappen festgesetzt, die offene Betriebsfläche auf maximal 4 Hektaren 

beschränkt und die Erschliessung über die A52, Anschluss Oetwil am See, gere-

gelt. Gerade der letzte Punkt ist für die FDP aus Sicht der betroffenen Gemeinden 

wichtig, ermöglicht er doch – sollte doch mal im Tägernauer Holz gebaut werden 

−, dass der Schwerverkehr aus den umliegenden Ortschaften ferngehalten wird. 

Damit, so schien es, war es uns gelungen, einen ersten wichtigen Beitrag zur Ent-

lastung der Bevölkerung zu erzielen. Und, es war auch eine der Forderungen der 

Gemeinden Gossau und Grüningen, die wir in der KEVU angehört haben.  

Ganz grundsätzlich ist zu sagen, dass die sichere Entsorgung von Restabfällen, 

die sich auch durch die ausgeklügeltsten Verfahren nicht wiederverwerten lassen, 

uns allen ein Anliegen sein muss. Und, weil insgesamt auf den Zürcher Deponien 

aller Typen die abgelagerte Abfallmenge zunimmt, ist einerseits auf eine umsich-

tige Planung, andererseits auch auf eine konstante Verbesserung der Verfahren 

bezüglich der technischen Sicherheit und der Standardanforderungen zu achten. 

Da stimme ich mit Kollege Lais überein: Es ist tatsächlich wichtig, dass wir nicht 

nur darüber reden, wie wir den Abfall entsorgen können, sondern eben auch dar-

über, wie wir möglichst viel durch Mining noch nutzen können. Ich denke, in 

dieser Frage haben wir Einigkeit. Nun, bezüglich der Standortfrage scheiden sich 

aber die Geister. Einerseits ist die Umsetzbarkeit für eine sichere Senke aufgrund 

von geologischen Voraussetzungen räumlich eingeschränkt, andererseits beste-

hen – und dies ist in unserem dicht besiedelten Raum natürlich ein verständliches 

Anliegen – durchaus Interessenskonflikte, die eine sorgfältige Güterabwägung er-

fordern. Das zeigt sich nun wieder einmal ganz exemplarisch an der geplanten 

Verdoppelung des Deponievolumens im Tägernauer Holz.  
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Sicherlich sind wir uns auch darüber einig, dass jede Region unseres Kantons 

Lasten für die Allgemeinheit zu übernehmen hat. Im Zürcher Unterland, wo ich 

herkomme, besteht die Möglichkeit eines geologischen Tiefenlagers weiterhin, 

und wir wissen es alle, dabei handelt es sich um Gemeinden rund um den Flugha-

fen. Das freut auch nicht alle. Allerdings kommen wir mit dem Prinzip «Nimby» 

− not in my backyard − im Kanton nicht weiter. Und so hat auch das Zürcher 

Oberland Lasten zu tragen. Und wir sind der Meinung, dass das Oberland das 

auch tut. Daher ist wohl auch der Widerstand in der Region gewachsen.  

Was die FDP nun zu einer neuerlichen Beurteilung der Richtplanänderung bewo-

gen hat, ist der Umstand, dass die neu eingebrachten Bedingungen – die habe ich 

erwähnt − sowie die neue Erschliessung der Deponie – eben über die A52, Aus-

fahrt Oetwil am See − keine Befriedung der Region herbeigeführt haben. Vor al-

lem natürlich das Argument, wonach die Region in unmittelbarer Nähe zum Tä-

gernauer Holz eine zweite Deponie – dieses Mal hauptsächlich für Inertstoffe in 

der Lehrüti – aufnehmen müsse, lässt sich nicht wegdiskutieren. Ganz abgesehen 

davon, dass sich die Deponie in einem Wald befindet, der, nach Aussagen der 

Gemeinden, zum Naherholungsgebiet gehört und welcher bereits – und das ist 

auch ein ökologischer Faktor − arg durch die Forch-Schnellstrasse zerschnitten 

ist. 

Verschärft wurde die Diskussion auch dadurch, dass mit der Richtplan Teilrevi-

sion 2017, über die morgen in der KEVU beraten wird, die Deponie «Lehrüti» 

von 500'000 Kubikmetern auf 1,3 Millionen Kubikmeter aufgestockt werden soll. 

Damit kämen in unmittelbarer Nachbarschaft zwei Deponien mit einem Volumen 

von fast drei Millionen Kubikmetern zu liegen. Das ist, mit Verlaub – auch wenn 

sich die Deponieplanung an geologischen Möglichkeiten orientiert –, politisch 

heikel, und insofern sind die Bedenken der Bevölkerung verständlich. 

Die FDP unterstützt heute daher den – erst nach der Beratung in der KEVU – von 

Elisabeth Pflugshaupt eingebrachten Antrag. Wir belassen den Richtplan so, wie 

er von der KEVU vorgeschlagen wird, also bei den 1,5 Millionen, allerdings mit 

dem Zusatz des Antrages «Pflugshaupt» und der Rahmenbedingung, wonach ein 

Betrieb erst möglich wird, wenn die Kapazitäten der anderen kantonalen Depo-

niestandorte für Schlacke ausgeschöpft sind. Über diesen Inhalt sind Sie bereits 

auch von Rosmarie Joss, unserer ehemaligen Kommissionspräsidentin, informiert 

worden. Wir sind der Meinung – und da ist mit Ruedi Lais auch darauf hinzuwei-

sen −, dass die Aussagen der Verwaltung tatsächlich nicht ganz klar waren. Wir 

sind der Meinung, dass im Moment genügend Standorte mit ausreichend Kapazi-

täten vorhanden sind. Zu erwähnen ist hier die bereits erwähnte Deponie in Lufin-

gen für Schlacke, die noch über freie Kapazitäten von 1,6 Millionen Kubikmetern 

verfügt. Aber auch andere Standorte finden sich im Richtplan wie beispielsweise 

Chrützlen bei Oetwil am See; auch sie verfügen noch über Restvolumina für 

Schlacke.  Zudem sei ein Fragezeichen bei der Bedarfsbegründung erlaubt. Wir 

haben es bereits gehört: Die Zahlen der Verwaltung bezüglich der tatsächlich ge-

forderten Deponievolumina in der Zukunft waren nicht ganz klar. Offenbar hat 

sich im Gegensatz zum Rest des Abfalls der Anstieg an anfallendem Abfall im 

Bereich der KVA-Schlacke, die im Deponie-Typus D eingebracht werden soll, in 
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den letzten Jahren abgeschwächt. Das kann im jüngsten Massnahmenplan Abfall- 

und Ressourcenwirtschaft 2019 bis 2022 nachgelesen werden. Wir gehen davon 

aus – und hier müssen Anstrengungen gemacht werden −, dass sich dieser Trend 

fortsetzt, weshalb wir den Bedarf nicht mehr als gleich bewerten, wie noch zur 

Zeit der Richtplanrevision 2009. 

Ich komme zum Schluss: In diesem Sinne stimmt die FDP-Fraktion dem Antrag 

«Pflugshaupt» zu, was die Rahmenbedingungen betrifft. Die Anträge «Lais» und 

«Forrer» lehnen wir ab; hier folgen wir dem Kommissionsmehrheitsantrag. Bes-

ten Dank. 

 

Barbara Schaffner (GLP, Otelfingen): Wir alle produzieren Abfall. Und wir alle 

möchten ihn am liebsten einfach vor die Türe stellen und dann nichts mehr von 

ihm hören, sehen oder riechen. Kanton und Gemeinden können diese Haltung aber 

nicht einnehmen und müssen sich um die ganze Entsorgungskette kümmern. Sie 

haben auch die Aufgabe, möglichst viel Abfall der Wiederverwertung zuzufüh-

ren, wenn möglich stofflich, sonst mindestens energetisch.  

Der Kanton Zürich ist schon sehr weit, was die Abfalltrennung angeht. In Sachen 

Rückgewinnung von Wertstoffen aus dem Kehricht stehen zurzeit vor allem die 

Metalle im Vordergrund, die mit verschiedenen Verfahren – wir haben es gehört 

− schon in kleinsten Körnungen aus der Schlacke zurückgewonnen werden kön-

nen. Eine weitere Reduktion der Menge der zu deponierenden Schlacke durch die 

Rückgewinnung von mineralischen Bestandteilen ist angestrebt. Wie schnell der 

technische Fortschritt hier sein wird, und wie stark die Mengen der zu deponie-

rende Schlacke in der Zukunft noch sein werden, ist zurzeit schwierig abzuschät-

zen. Aber, egal wie gross die Restmenge an Schlacke noch sein wird: Wir brau-

chen dafür Lösungen. Es ist klar, niemand möchte ein riesiges Loch vor der Haus-

türe, das diese Schlacke schlucken soll. Niemand möchte dafür Wald roden und 

niemand will Mehrverkehr. Und niemand möchte unsere Gesundheit durch 

Schadstoffe in Boden, Luft und Wasser gefährden. 

Der Kanton hat in einem aufwändigen Verfahren, das schon 1991 gestartet wurde, 

Standorte für Deponien evaluiert. Die Kriterien für die Festlegung einer Schla-

ckendeponie gehören zu denen, die höchste Anforderungen erfüllen müssen, ins-

besondere bezüglich geologischer und hydrogeologischer Bedingungen. Nur we-

nige Standorte erfüllen diese Bedingungen. Der Standort im Tägernauer Holz ist 

einer, der sich als geeignet herausgestellt hat und zudem sehr günstig liegt, was 

die Verkehrsanbindung angeht. Die Forchstrasse führt direkt durch den Wald und 

entlang des geplanten Deponiestandortes. Die Distanz zur Schlackenaufberei-

tungsanlage der KEZO ist sehr kurz. 

Die Grünliberalen haben alle Argumente sorgfältig geprüft und nehmen teilweise 

unterschiedliche Gewichtungen vor. Die grösstmögliche Sicherheit, dass aus der 

Schlacke keine umwelt- und gesundheitsgefährdenden Stoffe entweichen, ist uns 

ein wichtiges Anliegen. Auch das Argument der Verkehrserschliessung hat einen 

hohen Stellenwert. Schlussendlich haben sich die Grünliberalen gefragt, was bes-

ser ist: Zwei kleinere Deponien oder eine grössere? Das sind Argumente, die dem 
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Schutz des Waldes gegenüberstehen. Aufgrund dieser Abwägung von Argumen-

ten werden wir den Antrag auf Streichung der Deponie – abgesehen von Direkt-

betroffenen – nicht unterstützen. In der Frage der Deponiegrösse, das heisst, beim 

Minderheitsantrag «Lais» haben wir Stimmfreigabe beschlossen. 

Ich komme jetzt zum Antrag «Pflugshaupt», über den ja zuerst abgestimmt wird. 

Die KEVU hat die Anliegen der Gemeinden Gossau und Grüningen angehört und 

empfiehlt einstimmig, im Richtplan zusätzliche Bedingungen festzulegen. Dies 

betrifft die Etappierung, das Maximum der offenen Betriebsfläche sowie die Er-

schliessung. Diese Bedingungen sollen helfen, die negativen Auswirkungen aus 

dem Deponiebetrieb so gering wie möglich zu halten.  

Die Zusatzbedingungen gemäss Antrag «Pflugshaupt» gehen noch weiter, und es 

ist sehr unglücklich, dass wir diese weitergehenden Bedingungen nicht in der 

KEVU besprechen konnten. Vermutlich werden sie die Deponie «Tägernauer 

Holz» in den nächsten Jahren, bis Jahrzehnten, verunmöglichen. Die Grünlibera-

len sind nicht glücklich über die damit einhergehende Monopolsituation unter den 

Deponiebetreibern und befürchten in der Folge längere Transportdistanzen. An-

dererseits besteht ein Potenzial, dass die technischen Lösungen für eine höhere 

Wiederverwertung der Schlacke in dieser Zeit Fortschritte machen, und der Be-

darf nach Deponievolumen sinkt. Im Sinne einer Denkpause werden wir deshalb 

den Antrag «Pflugshaupt» dennoch unterstützen. 

 

Christian Lucek (SVP, Dänikon): Ich spreche für die SVP-Fraktion und als Ver-

treter der KEVU. Nennen wir es doch beim Namen: Die Deponie «Tägernauer 

Holz» ist tot, es lebe das Tägernauer Holz.  

Eines sei mit Blick auf St. Florian gesagt: Das Unterland hat den Flughafen, das 

Limmattal den Rangierbahnhof, das Weinland möglicherweise irgendwann ein-

mal ein Tiefenlager, die Städte tragen Zentrumslasten und irgendwo muss auch 

der Abfall hin. Unsere Gesellschaft erfordert auch unangenehme Infrastrukturen, 

welche keiner vor der Haustür haben will. In diesem Sinne hat auch das Oberland 

gewisse Lasten zu tragen.  

In der KEZO wird die Kehrichtschlacke aufbereitet; es ist sprichwörtlich nahelie-

gend, dass diese in der Nähe eines geeigneten Standortes deponiert wird. Wirklich 

heikel ist, dass der vorgesehene Standort einen Wald betrifft und zudem in unmit-

telbarer Nähe einer zweiten grossen Deponie für Inertstoffe − mindestens zurzeit 

als solche vorgesehen −, die Lehrüti, betrieben werden soll. Zudem warf die Er-

schliessung Fragen auf. Dies wurde auch in der KEVU erkannt, welche in der 

Folge unsere Anträge übernommen hat. Nämlich erstens, dass die Erschliessung 

der beiden Deponien über die unmittelbar vorbeiführende A52 ab dem Anschluss 

Oetwil am See zu erfolgen hat und zweitens, dass, der Betrieb der Schlackende-

ponie «Tägernauer Holz» in mindestens drei Etappen zu erfolgen hat, wobei je-

weils maximal 4 Hektaren geöffnet sein werden.  

Trotzdem formierte sich in der Region Widerstand. Obwohl das Tägernauer Holz 

– wir haben es schon von Ruedi Lais sehr fachkompetent gehört − nicht ein be-

sonders hochwertiger Wald darstellt und in besserer Qualität wieder aufgeforstet 
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würde, ist die Akzeptanz der Waldrodung für eine Deponie äusserst gering, ob-

wohl bei den meisten anderen Deponiestandorten Kulturland geopfert werden 

muss. Sollte die Deponie realisiert werden, muss also mit massivem Widerstand 

gerechnet werden. Menschen werden sich an Bäume ketten und in Baumhäuser 

wohnen, Zustände wie im Hambacher Forst in Nordrhein-Westfahlen sind abseh-

bar (massive Proteste 2018 gegen Rodungen zugunsten des Braunkohle-Abbaus). 

Es wäre ja eigentlich noch spannenden zu sehen, wie unser Baudirektor (Regie-

rungsrat Martin Neukom) dann die Deponie gegen die Öko-Fundamentalisten 

durchsetzen würde.  

Vermutlich hat die Baudirektion die Aussichtslosigkeit dieses Vorhabens einge-

sehen. Denn in der Richtplan-Teilrevision 2017 (Vorlage 5517) – und jetzt müs-

sen Sie gut hören − das kleine Detail: Wir sprechen jetzt über die Teilrevision 16, 

und Frau Franzen hat es erwähnt: Auf dem Tisch liegt bereits die 17. Und Sie 

glauben es nicht: Wir werden wieder über die Deponien sprechen, ein Jahr, nach-

dem wir über diese Revision gesprochen haben, kommt schon die nächste. Und 

darin wird eine weitere Erhöhung des Deponievolumens im Kanton Zürich um 

4,3 Millionen Kubikmeter gefordert, in der Vorlage, die wir morgen in der Kom-

mission beginnen werden zu beraten. Das ist schon ein wenig unglaubwürdig.  

Denn, übrigens, die benachbarte Deponie, also die Lehrüti, die wird von 500'000 

auf 1,3 Millionen Kubikmeter erhöht. Zwei Deponien mit einem Gesamtvolumen 

von 2,8 Millionen Kubikmeter in unmittelbarer Nachbarschaft – damit ist der Bo-

gen überspannt, das ist politisch in der Region nicht durchsetzbar. Und das ist die 

Erklärung, weshalb wir es in der Kommission nicht besprechen konnten, weil 

nämlich die 17er-Vorlage ja erst nach der Kommissionsberatung zur 16er-Vor-

lage erschienen ist, und Frau Pflugshaupt anschliessend den Antrag gestellt hat.  

Die SVP wird daher den Antrag «Pflugshaupt», welche den Eintrag im Richtplan 

gemäss der Vorlage 5427a, also dem Kommissionantrag, belassen will, der die 

Verantwortung nicht abschiebt, jedoch den Betrieb erst zulässt, wenn die anderen 

Standorte für Schlackendeponien – und das sind doch insgesamt acht − unterstüt-

zen. Und noch eine Klammerbemerkung: Es wird Schlacke importiert, und zwar 

aus Nachbarkantonen und aus Baden-Württemberg. Das ist eine Tatsache.  

Die Rodung des Tägernauer Holzes wäre mit dem Antrag zwar für längere Zeit 

vom Tisch, künftige Generationen hätten aber dennoch die Möglichkeit, darauf 

zurückzukommen, sollte es denn tatsächlich noch notwendig sein. Auch lässt der 

Antrag den Betrieb der Deponie «Lehrüti» zu. Durch die geografische Nähe kann 

man davon ausgehen, dass auch diese geologisch als Schlackendeponie geeignet 

wäre, ein Ausweichstandort in der Nähe der KEZO wäre daher gegeben. 

Respektieren Sie die Anliegen der Standortgemeinden. Stimmen Sie dem Antrag 

«Pflugshaupt» zu. Die SVP wird dies tun und die beiden Minderheitsanträge 

«Lais» und «Forrer» ablehnen.  

 

Marionna Schlatter (Grüne, Hinwil): Die Grünen beantragen Streichung des De-

poniestandorts «Tägernauer Holz» und erachten es als angemessen, dies zu be-

gründen, bevor wir über eine Verzögerung oder einer Volumenreduktion spre-

chen.  
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Im Zürcher Oberland regt sich seit der Richtplanrevision 2009 Widerstand gegen 

geplante Deponiestandorte in der Region. Konzentriert hat sich der Widerstand 

über die letzten Monate und Jahre besonders auf die Deponie «Tägernauer Holz» 

in Grüningen-Gossau. Der Kanton plant dort eine riesige Schlackendeponie; für 

diese sollen 7000 Bäume gefällt werden. 100 Hektaren intakter Wald sollen gero-

det und über Jahrzehnte wieder aufgefüllt werden. Die Deponie soll die Trocken-

schlacke der KEZO für die nächsten zirka zwanzig Jahre schlucken. 

Im Widerstand gegen die Deponie «Tägernauer Holz» bin ich seit einiger Zeit 

aktiv. Ich kenne den Wald und das Umfeld aus nächster Nähe: Das betroffene 

Waldstück gehört zum grössten zusammenhängenden Waldstück im Zürcher 

Oberland. Dieser ist ein wichtiges Ökosystem. Es ist kein Zufall, dass hier vor 

wenigen Jahren ein Wolf gesichtet wurde. Aber bereits durch den Bau der Forch-

Autobahn wurde dieses wichtige Ökosystem durchschnitten.  

Überall wird die Natur zurückgedrängt. Das Siedlungsgebiet dehnt sich aus. 

Wenn ein Wald nicht nur abgeholzt wird, sondern der Boden abgetragen und so-

mit auch die Pilznetzwerke zerstört werden, dauert es hunderte von Jahren, bis 

sich wieder ein stabiles Ökosystem herausbilden kann. In Zeiten der Klimakrise 

sind wir angewiesen auf die Wälder: Sie nehmen CO2 auf. Und wir sind angewie-

sen auf intakte Ökosysteme, denn nur diese sind in der Lage, die viel beachtete 

Resilienz gegenüber der Klimaänderung zu haben. Eine Deponie, mitten im Wald 

− diesen Präzedenzfall bei der Aufweichung des Waldschutzes können wir nicht 

unterstützen. Genauso wenig unterstützen wir die zunehmende Tendenz, Depo-

nien im Wald zu versorgen. «Aus den Augen, aus dem Sinn», das darf nicht sein. 

Die Region Zürcher Oberland ist durch Deponiestandorte übermässig belastet. 

Die Schlacke soll zwecks Wirtschaftlichkeit der Aufbereitungsanlage von mög-

lichst weit her nach Hinwil kommen, und dann aufgrund von ökologischen Argu-

menten möglichst nah deponiert werden. Das Nimby-Argument (not in my 

backyard) beisst sich hier in den Schwanz. 

Raumplanung ist immer eine Sache von Abwägungen und öffentlichen Interessen. 

Niemand will eine Autobahn im Vorgarten oder eben eine Deponie. Das darf uns 

aber nicht die Gelassenheit geben, Standorte zu wenig genau zu prüfen. Für uns 

ist das Tägernauer Holz nicht der beste, sondern der einfachste Standort. Das be-

troffene Waldstück ist nämlich in Kantonsbesitz; so fallen eben keine Entschädi-

gungen für Grundeigentümer an. Den betroffenen Rehen und Füchsen fehlt die 

Macht von Landeigentümerinnen und Landeigentümer; Bäume und Tiere sind ge-

duldige Nachbarn. 

Die entscheidende Frage bleibt: Können wir es uns heute leisten, auf Kosten der 

Natur zu planen? Sie werden sagen: Wir brauchen die Deponiestandorte, die Be-

völkerung und die Abfallmenge wachsen. Ich sage Ihnen: Die Schweiz ist Euro-

pameisterin in puncto Abfallmenge pro Kopf: 716 Kilogramm Abfall pro Kopf 

und Jahr, das ist dreimal so viel wie 1970. Die EU verbietet Einwegplastik. Und 

wir? Wir planen eine Deponie in einem intakten Wald, die von wachsender Ab-

fallmenge ausgeht.  

Trotz topmodernen Kehrrichtverbrennungsanlagen bleiben rund 16 Prozent der 

Masse nach dem Verbrennen übrig. Unser Umgang mit Wertstoffen muss sich 
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ändern, hin zu mehr Kreisläufen, hin zu Wiederverwertung, zu neuen Materialien, 

zu mehr Kompostierbarem. Laut Angaben des Bundes sind beispielsweise 20 Pro-

zent des Hauskehrrichts schon heute ohne weiteres weiterverwendbar: Das sind 

die biogenen Abfälle, auch beispielsweise bei Verpackungen der Grossverteiler 

gibt es viel Potenzial.  

Mehr Abfall ist kein Naturgesetz. In den bestehenden Deponien haben wir noch 

Kapazitäten. Die Zeit gilt es zu nutzen, um die Abfallmenge zu reduzieren. Wir 

können nicht mehr von wachsender Abfallmenge ausgehen und gleichzeitig 

nichts unternehmen, um diese zu reduzieren. Dieses System werden wir Grünen 

nicht mit Vorschlägen für andere Deponiestandorte unterstützen. Wir brauchen 

keine Deponien auf Vorrat, sondern einen Plan, wie Abfall verringert werden 

kann. 

Deponieren war gestern, Kreisläufe sind morgen. Wir werden bei der Abstim-

mung über die Anträge wie folgt vorgehen: Erste Priorität hat für uns die Verhin-

derung des Deponiestandorts «Tägernauer Holz» und damit der Streichungsantrag 

«Forrer». Im pragmatischen Sinne des kleineren Übels werden wir sowohl dem 

Verzögerungsantrag «Pflugshaupt» als auch dem Volumenantrag «Lais» zustim-

men. Besten Dank. 

 

Yvonne Bürgin (CVP, Rüti): Über 80 Prozent der Abfälle werden stofflich und 

energetisch verwertet. Der Rest aber muss deponiert werden, und daher ist eine 

Deponie das letzte unverzichtbare Glied in der Abfallentsorgung. Während früher 

fast jede Gemeinde über eine lokale Industriegrube verfügte, hat sich der Kanton 

in der Richtplanung der letzten Jahre für 15 Standorte entschieden. Diese Stand-

orte wurden aus über 250 möglichen Varianten sorgfältig geprüft, beurteilt und 

teilweise mit Bohrungen, Kartierungen und Modellierungen vertieft untersucht 

und als geeignet erachtet. Dass die Bevölkerung Deponien kritisch gegenüber-

steht, ist zwar nachvollziehbar, vor allem, wenn damit noch eine Abholzung ge-

plant ist. Aber schlussendlich sind wir auf eine kantonale Gesamtplanung ange-

wiesen. Wir können nicht einfach einen Teil rausstreichen. Es braucht nun mal 

auch im Bereich der Versorgung und Entsorgung eine gewisse Solidarität. Wir 

brauchen künftige Kapazitäten. 

Die CVP wird daher den Antrag «Lais» auf Beibehaltung des bisherigen Depo-

nievolumens ablehnen, ebenso lehnen wir den Antrag auf Streichung des «Tä-

gernauer Holz» aus dem Richtplan ab. Aber wir unterstützen den Antrag von Eli-

sabeth Pflugshaupt, denn er berücksichtigt folgende wichtige Grundsätze: Eine 

Deponie wird erst dann realisiert, wenn der Bedarf vorhanden ist, und das Ziel 

des Kantons, den Anteil der jährlich zu deponierenden Abfallmenge zu reduzie-

ren, muss konsequent verfolgt werden. 

Der Antrag «Pflugshaupt» garantiert, dass im Tägernauer Holz erst dann ausge-

baut wird, wenn alle anderen Kapazitäten im Kanton ausgeschöpft sind, und er 

verlangt eine Etappierung, so dass die Deponie nicht einfach auf Vorrat ausgebaut 

werden kann. Damit wird richtplanerisch der Standort langfristig gesichert. Trotz-

dem wird aber sichergestellt, dass nicht einfach neun Hektaren produktive Wald-



- 15 - 

fläche auf einen Schlag abgeholzt wird. Und wer weiss: Wenn es uns gelingt, un-

ser aller Ziel zu erreichen − die Abfallmenge zu reduzieren −, dann werden wir 

nie das ganze Deponievolumen von 1,5 Kubikmeter ausschöpfen müssen, und zu-

mindest ein Teil des bestehenden Waldes kann gerettet werden. 

 

Beat Mohnhart (EVP, Gossau): Ich rede jetzt nur zum Antrag von Elisabeth 

Pflugshaupt, zu den beiden noch folgenden Minderheitsanträgen, zur Beibehal-

tung des ursprünglichen Deponievolumens beziehungsweise zur kompletten 

Streichung der Deponie aus dem Richtplan, äussern wir uns später im Verlauf der 

Debatte.  

Die EVP unterstützt diesen Antrag, der verlangt, dass maximal ein Standort, also 

entweder Objekt 15, «Lehrüti», oder 16, «Tägernauer Holz» in Betrieb sein dür-

fen, und dass die Umsetzung der Deponie im Tägernauer Holz in kleineren Etap-

pen stattzufinden hat. Wir sind der Ansicht, dass damit der Schaden für die be-

troffene Region etwas im Rahmen gehalten werden kann. Eine Region, die no-

tabene bereits schon lange mit Deponien belastet ist und ihren Beitrag durchaus 

trägt. Dieser Region jetzt noch zwei zusätzliche, grosszügig bemessene Deponien 

gleichzeitig zuzumuten, lehnen wir ab. 

 

Jörg Kündig (FDP, Gossau): Sie werden sicher überrascht sein, dass noch jemand 

aus Gossau spricht. Als Gemeindepräsident ist es mir ein grosses Anliegen, auch 

meine Ausführungen zum Thema zu machen. Vielleicht noch eine allgemeine Be-

merkung: Spätestens dann, wenn niemand aus diesem Rat mehr aus lokalen Be-

findlichkeiten und lokalen Interessen spricht, dann würden wir darauf verzichten, 

aber darauf kann man wohl lange warten.  

Gossau und Grüningen sind die Standorte der Deponie «Tägernauer Holz». Das 

ist richtig. Wir waren mit diesem Standort nie einverstanden und haben das hin-

länglich bekannt gemacht. Wir sind 2009 schon gegen diese Richtplaneintragung 

vorgegangen und haben uns gewehrt. In der Folge wurden Unterschriften gesam-

melt. Innert Kürze kam eine Petition zustande mit mehr als 2000 Unterschriften 

− ohne Erfolg. Der Eintrag erfolgte mit 750‘000 Kubikmeter Volumen, dies auf-

grund – aus unserer Sicht – einer eher trickreichen Vorgehensweise, indem man 

gesagt hat, man betreibe nur Deponiestandorte mit je einem Typ vor Ort. Dieses 

Missverständnis wurde gerne in Kauf genommen. Es hat uns niemand darüber 

belehrt, dass man tatsächlich diese Differenzierung zwischen den Typen macht, 

sondern man hat immer davon gesprochen, nur eine Deponie gleichzeitig zu be-

treiben. Die Gemeinderäte von Grüningen und Gossau haben sich auch im Rah-

men der Vernehmlassung zu dieser Richtplanrevision 16, wie es Herr Lucek rich-

tig gesagt hat, geäussert: Wir haben uns dagegen gewehrt und unsere grundle-

gende Ablehnung bekräftig. 

Verschiedene Demonstrationen – sie haben es bereits gehört − haben deutlich ge-

macht, dass unsere Haltung auch von vielen Menschen mitgetragen wird. Die Ar-

gumente sind hinlänglich bekannt: Die Deponie befindet sich in einem Waldstück, 

das zum Naherholungsgebiet von Gossau und Grüningen zählt. Und, wenn ich 

jetzt daran denke, dass just in dem Moment, da die KEZO die Realisierung dieser 
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Deponie vorantreibt, eine Deponievolumenerhöhung im Richtplan festgeschrie-

ben werden soll, dann ist das schon seltsam und mir kommt da spontan ein Wort 

in den Sinn, das wir früher immer mal verwendet haben: Salamitaktik.  

Also, diese zehn Hektaren, die beansprucht werden sollen, brauchen 7000 Bäume. 

Und es ist tatsächlich so, dass nicht nur Reststoffe regionaler, sondern auch kan-

tonaler oder gar ausserkantonaler Schlacke hier abgelagert werden soll. Damit 

würde der Grundsatz der regionalen Entsorgung deutlich verletzt. Das ist uns klar.  

Mit der technischen Entwicklung und dem im kantonalen Massnahmenplan für 

die Abfall- und Ressourcenwirtschaft – um das auch nochmal zu nennen − ist eine 

klare Reduktion der Entsorgungsreststoffe angedacht. Aus unserer Sicht ist nicht 

ersichtlich, dass für diese Volumenanpassung immerhin eine Verdoppelung auf 

1,5 Millionen Kubikmeter notwendig ist. 

Auch wenn die Planung 1991 stattgefunden hat oder früher: Ich glaube, wir haben 

neue Zeiten, und das sollte berücksichtigt werden. Kommt hinzu, dass wir Last-

wagenverkehr in Kauf nehmen müssen: Rund 5000 Fahrten im Jahr, nur von die-

ser Deponie, eine weitere Deponie ist angedacht. Aus unserer Sicht sind dies ge-

nügend Argumente für ein Nein. 

Für Gossau kommt hinzu – das hat Herr Lucek bereits angesprochen −, dass der 

Richtplan, wohlgemerkt, 2017 eine weitere Deponie vorsieht, bei der wiederum 

das Volumen erhöht werden soll. Von 500'000 Kubikmeter auf 1,3 Millionen Ku-

bikmeter. Das wird Geländeverschiebungen geben. Ich habe flapsig mal gesagt: 

Wir werden dann als Standortgemeinde dort möglicherweise Skilifte installieren 

können, um von diesem Deponievolumen etwas zu haben. Abgesehen davon ist 

die Erschliessung dieser neuen Deponie immer noch Gegenstand von intensiven 

Diskussionen.  

Der jetzt vorliegende Antrag, den ich mitunterzeichnen durfte, von Elisabeth 

Pflugshaupt und mir so verfasst übrigens, berücksichtigt, dass verschiedene 

Standorte im Kanton Zürich die Entsorgung möglich machen, und es ist nicht er-

sichtlich, wenn jetzt die Deponie «Tägernauer Holz» so forciert werden soll. Aus 

unserer Sicht, aus Sicht der Gemeinden Gossau und Grüningen gibt es klar drei 

Prioritäten: Priorität eins ist, kein Deponiestandort «Tägernauer Holz», Priorität 

zwei, keine Erhöhung des Volumens und Priorität drei, ist eben dieser Antrag 

«Pflugshaupt». Und wenn eine von diesen zum Tragen kommt, dann sind wir froh 

und meinen, dass wir dann eben im Sinne unserer Regionen, im Sinne unserer 

Bevölkerung, Gutes getan haben, auch wenn das für einzelne und andere Stand-

orte nicht so wohlmeinend aussieht. Für uns passt es so, und ich danke für die 

Unterstützung.  

 

Andrea Gisler (GLP, Gossau): Ich gebe es zu: Ich bin auch befangen. Ich wohne 

in Gossau, bin Altgemeinderätin in Gossau und gehöre zu den lokalen Rebellen 

und Rebellinnen.  

Die Geschichte wiederholt sich, obwohl man doch meinen könnte, die Menschheit 

müsste doch gescheiter werden. Ich bin Anfang der 1970-er Jahre in Grüningen 

in den Kindergarten gegangen. Ich erinnere mich, wie meine Kindergärtnerin kri-



- 17 - 

tisierte, dass Wald gerodet wurde. Das war die Forch-Autobahn, die 1972 fertig-

gestellt wurde. Doch jetzt, 50 Jahre später, will man am gleichen Ort wieder Wald 

abholzen, viel Wald, nämlich 7000 Bäume, zehn Hektaren Wald; das sind 14 

Fussballfelder. Und das mitten in einem Naherholungsgebiet.  

Im Gesetz steht, dass man Wald nicht roden darf, ausser es gibt Gründe, die ge-

wichtiger sind als die Erhaltung des Waldes. Ich sehe beim besten Willen keine 

solche Gründe. Es gibt genug Reserven, wie haben es gehört, unter anderem in 

Lufingen. Und es gibt wahrlich geeignetere Standorte als das Tägernauer Holz. 

Es geht gar nicht in erster Linie um die hydrogeologischen Voraussetzungen, wie 

behauptet wird. Es geht darum, dass das Tägernauer Holz bequem ist. Der ganze 

Wald gehört nämlich dem Kanton. Da muss man sich nicht mit lästigen Grundei-

gentümern und Enteignungen herumschlagen.  

Von weit her, auch aus dem Ausland, wird der Müll in die KEZO nach Hinwil 

gekarrt. Abfall ist ein grosses Geschäft geworden: Je mehr Müll verbrannt wird, 

desto besser sieht die Rechnung der KEZO aus. Falsche Anreize gibt es also nicht 

nur im Gesundheitswesen, sondern auch im Abfallwesen. Ziel müsste sein, mög-

lichst wenig Abfall zu produzieren, und ich hoffe sehr, auch dank der Klimaju-

gend, dass wir da in ein paar Jahren weiter sein werden.  

Ein Argument, das immer wieder kommt, ist, der Müll müsse in der Nähe der 

KEZO deponiert werden. Der Müll kommt aber, wie gesagt, aus dem Ausland, 

aus anderen Kantonen, aber die Entsorgung, die muss dann plötzlich lokal sein.  

Das Abholzen des Waldes ist das eine, es geht aber auch um das Verkehrsauf-

kommen. Es wird mit 800 Lastwagenfahrten pro Monat gerechnet. Das sind bei 

rund 20 Arbeitstagen 40 Lastwagen täglich, mitten in der Natur. Wir haben heute 

gehört, das Tägernauer Holz soll kein Erholungswald sein. Also, ich weiss nicht, 

was ein Erholungswald sein soll. Ich sehe dort Leute spazieren, reiten, joggen; für 

mich ist das ein Erholungswald. 

Es kann und darf nicht sein, dass sich der Kanton um den Natur- und Landschafts-

schutz foutiert. Das hat er im Zürcher Oberland schon einmal gemacht. Er hat die 

Oberland-Autobahn durch das Ambitzgiried geplant, eine verfassungsmässig ge-

schützte Moor- und Drumlinlandschaft. Zum Glück zog das Bundesgericht die 

rote Karte. Und ich hoffe, dass das Bundesgericht das auch da machen wird, wenn 

der Kanton nicht zur Einsicht kommt. Heute wäre der Moment dazu.  

Ich persönlich befürworte deshalb alle drei Minderheitsanträge, mit Präferenz für 

den Antrag der Grünen.  

 

Daniel Wäfler (SVP, Gossau): Wir haben viel über das Grün gesprochen, über 

den Wald, den Tägernauer Wald. Ich bin seit 1979 Tägernauer, wohne in der Tä-

gernau und stehe dem Wald deshalb sehr nahe. Und jawohl, vielleicht bin ich ein 

Gossauer-Kirchturm-Politiker. Aber genauso wie Kollege Lais bei der Glatttal-

bahn die Säuleneichen gepflanzt hat, mit dem gleichen Eifer und der gleichen 

Freude lege ich das Grün an (der Votant arbeitet bei Grünstadt Zürich), unter 

anderem auch um den Wald und hoffentlich zukünftig auch im Wald. 

Gossau ist nicht bloss eine Gemeinde, die für die Partikularinteressen schaut, nein 

Gossau steht im Verbund mit Grüningen, das auch stärker betroffen wäre von der 
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Deponie. Und diese Region trägt mit der Deponie «Weissenbühl» in Ottikon 

schon seit Jahrzehnten dazu bei, dass die Schlacke im Zürcher Oberland entsorgt 

werden kann. Diese Deponie ist immer noch in Betrieb. Weiter hat auch die De-

ponie «Lehrüti» genug Kapazität, wie das schon von meinen Vorrednern gesagt 

wurde, um auch Schlacke aufnehmen zu können. Und die Deponie «Lehrüti» ist 

soweit unbestritten, und wir sind uns bewusst, dass wir als Gemeinde und als Re-

gion unseren Beitrag für den Kanton Zürich leisten müssen. In diesem Sinne ver-

eint der Antrag von Elisabeth Pflugshaupt und Jörg Kündig, den ich auch mitun-

terzeichnet habe, Ökologie und Ökonomie und eine moderne Raumplanung für 

den Kanton Zürich. Aber wir roden sicher nicht auf Vorrat einen Wald. Das ist 

nicht mehr zeitgemäss, das ging vielleicht im 19. Jahrhundert, oder ein Herr Bol-

sonaro (Jair Bolsonaro, brasilianischer Präsident) kann das noch in Brasilien ma-

chen. Soviel dazu. 

Die Lancierung von Deponien ist zu vermeiden; ich denke, eine grosse Deponie 

fasst das ganze anfallende Volumen und wir können die Bedingungen, die an die 

Region gestellt werden, erfüllen, können für das Baugewerbe, die Ablagerungen 

sicherstellen. Das ist sehr gut. Und dafür stehe ich auch als verlässlicher Partner 

für das Gewerbe ein.  

Der Antrag «Pflugshaupt» ist eine Lösung, aus einer Sackgasse herauszukommen, 

Zeit zu gewinnen für zukünftige Planungen, denn die Schlacke wird, Stichwort: 

urban mining, bessere Resultate bringen in den nächsten zwanzig Jahren. Wir 

werden weniger Schlacke haben. Davon bin ich überzeugt. Und dann auch weni-

ger Raum brauchen, um die Schlacke zu deponieren. Und später werden dann 

auch die Bäume und wir einmal dankbar sein, dass wir heute noch einmal inne-

gehalten haben, auch wenn ich die SP in den Zeiten des Klimanotstandes selbst-

verständlich bewundere, wie man auf der Linie bleiben kann. Ja, das ist ja schon 

fast SVP-mässig, denn auch wir sind konsequente Sparer und halten an unseren 

Prinzipien fest. Aber ich bitte Sie, davon abzurücken, auf Vorrat 4 Hektaren Wald 

oder dann insgesamt dann 10 Hektaren Wald zu roden. Ich glaube, das ist im 21. 

Jahrhundert einfach nicht mehr machbar und widerspricht dem praktischen Um-

weltschutz, also all dem, was Sie vertreten. Also, machen Sie keine Symbolpoli-

tik, sondern seien Sie hier pragmatisch und stimmen Sie dem Antrag «Pflugs-

haupt» zu, der, so wie ich glaube, hier mehrheitsfähig ist. Danke vielmals.  

 

Christian Schucan (FDP, Uetikon am See): Auch ich bin befangen und möchte 

hier meine Interessensbindung bekannt geben: Ich bin Verwaltungsratspräsident 

der schon mehrfach angesprochenen KEZO in Hinwil. Das ist die Abfallverwer-

tungsanlage «Zürich Oberland», der 36 Gemeinden angeschlossen sind. Ich bin 

nicht Verwaltungsrat der ZAF Recycling und Verwertung AG, welche die Schla-

cke nach Verwertung des Metalls in die Deponie «Tägernauer Holz» liefern 

möchte. Also, ich bitte Sie, hier die Dinge auseinanderzuhalten. 

Der Antrag «Pflugshaupt» verlangt, dass die Deponie «Tägernauer Holz» erst in 

Betrieb genommen wird, wenn die vorhandenen Kapazitäten für die Deponie des 

Typs D des Kantons Zürich erschöpft sind. Von denen im kantonalen Richtplan 
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als geplant eingetragenen Standorten kommen die Standorte «Horgen», «Län-

giberg», «Wädenswil», «Lugenbühl», «Niederhasli» und «Feldmoos» für eine 

Deponie des Typs D in Frage. Um zur Entsorgungssicherheit beitragen zu können, 

müssten diese Standorte in Betrieb gehen. Zum jetzigen Zeitpunkt ist aber unsi-

cher, ob dies innert nützlicher Frist möglich sein wird. Zur Gewährleistung der 

Entsorgungssicherheit für Schlacke ist daher der Standort «Tägernauer Holz» un-

abdingbar.  

Ich möchte hier noch eine Bemerkung zum Thema «Abfall und Schlackentouris-

mus» machen: Es ist so, dass die KEZO und die Abfallverwertungsanlagen des 

Kantons Zürich als Hauptaufgabe die Entsorgung des Siedlungsabfalls des Kan-

tons Zürich haben. Zur Deckung der letzten Kapazitätsreserven – es handelt sich 

dabei um 2 bis 5 Prozent der Kapazitäten – wird auch sogenannter Marktkehricht 

angenommen. Das sind beispielsweise Entsorgungsgüter, die beim Abbruch von 

Gebäuden entstehen, die in die Kategorie Abfall, der verbrannt werden muss, ge-

hört. Ein ganz kleiner Teil wird als Schlacke ausserkantonal nach Hinwil geführt; 

dort wird das Metall recycliert, und die Restschlacke wird dann wieder in die Zu-

lieferkantone zurückgeführt. Also, es ist nicht so, dass die Schlacke von aus-

serhalb des Kantons Zürich irgendwo im Kanton Zürich durch die Kehrichtver-

wertungsanlage deponiert würde. Das ist etwas anderes, als wenn allenfalls pri-

vate Deponiebetreiber solche Schlacken von anderen Kantonen annehmen.  

Von den aktuell in Betrieb stehenden Standorten mit Deponie-Typ D wird nächs-

tens nur noch die Deponie in Lufingen zur Verfügung stehen. Dies hat zur Folge, 

dass der Kantonsrat der betreffenden Firma eine Monopolrendite zugesteht, was 

alles andere als einem liberalen Wettbewerb entspricht. Dies auf Kosten der Be-

völkerung des Kantons Zürich, die deutlich höhere Abfallentsorgungsgebühren 

zahlen muss. Was dies bedeutet, zeigt die Tatsache, dass, seit bekannt wurde, dass 

dieser Antrag «Pflugshaupt» eine Mehrheit erhalten könnte, die Deponiegebühren 

bereits signifikant erhöht wurden.  

Zum Thema «Plastikabfall»: Es gibt sehr viele Firmen, die recyclieren Plastikab-

fall, sortieren ihn und führen ihn einer Wiederverwertung zu. Was nun die Abfall-

verwertungsanlagen des Kantons Zürich feststellen: Seit China nicht mehr bereit 

ist, den Plastikabfall anzunehmen, der in diesen Recyclierwerken nicht verwendet 

werden kann, steigen die Anlieferung von solchen Recyclierwerken an die Keh-

richtverwertungsanlagen wieder. Nun, dies wird energetisch recycelt; vom Plastik 

fällt in dem Sinn keine Schlacke an.  

Auch ich bin dafür, dass weniger Abfall anfallen soll. Dies muss aber an der Wur-

zel, das heisst, dort, wo Abfall entsteht, angegangen werden. Und die Wurzel, das 

ist das Produktdesign, also, wie designe ich Produkte, so dass sie möglichst gut 

recycliert werden können. Es wird aber immer einen Restabfall geben, der nicht 

recycliert werden kann. Und da braucht es am Schluss immer noch Deponiekapa-

zitäten. Davor darf man die Augen nicht verschliessen. Und die Entsorgungssi-

cherheit darf nicht aufs Spiel gesetzt werden. Dass man mit rückläufigem Abfall 

aus dem Siedlungsabfall rechnet, zeigt dann das Beispiel der KEZO, welche für 

den Ersatzneubau der Anlage die Kapazität von jährlich 190'000 Tonnen auf 
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120'000 reduzieren wird. Es ist also nicht so, dass einfach Kapazitäten ad libitum 

ausgebaut werden.  

Zum Schluss möchte ich zu bedenken geben, dass der Antrag «Pflugshaupt» di-

rekt im Kantonsrat gestellt wurde, das heisst, die vorberatende KEVU konnte dazu 

mit den zuständigen Stellen weder allfällige Fragen klären noch die Auswirkun-

gen des Antrages sachgerecht prüfen, insbesondere, ob damit der Standort in Zu-

kunft eigentlich gar nie in Betrieb genommen werden kann. Mir wäre ein kleinerer 

Standort, wie er heute im Richtplan ist, lieber gewesen als keiner. Und Lehrüti ist 

für die Siedlungsabfallverwertung nicht relevant, also für eine KEZO würde es 

den Standort Lehrüti nicht brauchen. Diese Überlegungen wurden nicht gemacht. 

Deshalb kann ich den Antrag «Pflugshaupt» nicht unterstützen. Besten Dank.  

 

Matthias Hauser (SVP, Hüntwangen): Heute Nachmittag haben wir aus einer Re-

gion, wo sehr viele Kantonsrätinnen und Kantonsräten wohnen, sehr viel gehört 

über die Deponie «Tägernauer Holz». Dabei könnte der Eindruck entstehen, dass 

das Antasten von Wald auf jeden Fall eine Sünde sei, nicht nur im Zusammenhang 

mit dieser Deponie.  

Ich komme aus einer Region, die nicht mitten im Kanton ist, sondern am Rand 

des Kantons. Aber die hat einige längere Erfahrungen mit Löchern im Boden, wie 

man sie im Zürcher Unterland mit den Kieswerken hat. Ich kann Ihnen sagen, 

dieses Absolute, das hier über den Wald gesagt wird, das möchte ich nicht, dass 

es unwidersprochen aus der Debatte hinausgeht. Wenn Sie zum Beispiel ein zu-

sammenhängendes Abbaugebiet oder Tal haben, das künstlich geschaffen wird, 

dann können Sie im Voraus nicht bestimmen, wo schon Wald ist und wo nicht 

Wald ist. Und wenn man dann um die Flecken Wald herumbaut, dann gibt es am 

Schluss ein Flickwerk. Und da hat die Bevölkerung genauso ein Interesse an einer 

gesamthaften Landschaftsgestaltung, die am Schluss schön ist, die keine einseh-

baren Gruben hinterlässt, die ein Gesamtwerk ist. Und das geht nicht, ohne dass 

man in gewissen Regionen den Wald mit einbezieht. Und was ich vermeiden 

möchte, heute, ist einfach, dass wir hier hinausgehen und sagen, jawohl, der Kan-

tonsrat hat gesprochen, wir dürfen den Wald nicht berühren. Nein, wir müssen 

immer den individuellen Fall beurteilen. Macht es da Sinn oder macht es da nicht 

Sinn? Und ich glaube, da sind auch die Grünen und die Grünliberalen und alle 

sind mit mir einig, wenn ich sage, heute sprechen wir über das Tägernauer Holz, 

aber in anderen Fällen müssen wir wieder neu hinschauen und nehmen nicht ein-

fach die Grundsätze aus der heutigen Debatte und sagen: Wald berühren – nie. 

Manchmal macht es Sinn und manchmal kann man schönere Dinge machen, wenn 

man die Regionen gesamthaft betrachtet. Und da haben alle im Kanton Zürich ein 

Anrecht darauf.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Zuerst muss ich Ihnen sagen, dass mich etwas 

sehr freut. Ich habe noch nie so viele bürgerliche Politiker gehört, die sich für 

Ökosysteme eingesetzt haben, die sich für den Umweltschutz stark gemacht ha-

ben. Das ist also grundsätzlich eine grosse Freude. Ich habe von ganz vielen Red-
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nerinnen und Votanten gehört, dass wir eigentlich unsere Abfallmengen reduzie-

ren sollten. Das finde ich super. Und wir sollten daran arbeiten und schauen, wie 

wir das bewerkstelligen wollen.  

Es wurde gesagt, dass wir aktuell jährlich 700 Kilogramm Abfall pro Kopf in der 

Schweiz haben. Das ist eine grosse Menge. Wenn wir das reduzieren können, 

dann ist schon mal sehr viel gewonnen. In der Baudirektion arbeiten wir schon 

sehr lange an diesem Thema. In erster Linie geht es darum, die Stoffkreisläufe zu 

schliessen. Eine der Möglichkeiten setzen wir bereits um, nämlich in der ZAF 

Recycling AG, die auch schon mehrfach erwähnt wurde. Sie steht in Hinwil, wo 

sie die Schlacke aufbereitet, das heisst, sie entfernt die Stoffe, die noch verwendet 

werden können. Das ist zwar nicht sonderlich viel − wir sprechen von etwa 15 

Prozent des Volumens −, aber es betrifft Edelmetalle, Glasreste, natürlich Stahl, 

Aluminium, Kupfer, Gold und Silber. Das alles kann noch entfernt und wieder-

verwendet werden. Also, wir sehen ganz klar, in welche Richtung es gehen muss.  

Natürlich – das wurde auch gesagt −, es bleibt Schlacke zurück. Und solange wir 

diesen Abfall haben, müssen wir ihn entsorgen Und für die Entsorgung dieser 

Schlacke brauchen wir Deponien; das sind Deponien des Typs D. Die Baudirek-

tion hat den Auftrag, entsprechend genügend Standorte zu sichern, um diese 

Schlacke innerhalb des Kantons deponieren zu können. Im Kapitel 5.7 des Richt-

plan steht, dass wir dafür zu sorgen haben, dass wir diese Schlacke innerhalb des 

Kantons deponieren können. Wir müssen also Vorschläge machen. Das Problem 

aber ist, dass niemand Deponien mag. Ich habe noch nie von einer Gemeinde ge-

hört, die gesagt hat, toll, dass wir jetzt diese Deponie haben. Deponien sind nicht 

etwas, was man machen will, sondern etwas, was man machen muss. Und überall, 

wo man eine Deponie machen muss, hat es vorher etwas anders: An einem Ort 

hat es Wald, am anderen Fruchtfolgeflächen, die weichen müssen; das heisst, ge-

wisse Kompromisse müssen wir immer eingehen. 

Das Bundesrecht stellt relativ hohe Anforderungen an den Standort und an die 

Qualität. Das bedeutet, dass nicht alle Standorte geeignet sind. Es wurde mehrfach 

schon erwähnt, dass es diese hydrogeologischen Bedingungen gibt, die bei einem 

Standort eingehalten werden müssen. Man hat grosse Studien gemacht und ganz 

viele Gebiete im Kanton analysiert, ganz viele Standort analysiert. Dabei sind im-

mer mehr Gebiete weggefallen, weil sie die Bedingungen nicht erfüllt haben. Das 

Tägernauer Holz gehört nun zu diesen Standorten, bei denen die Bedingungen 

erfüllt sind. Diese Standortauswahl ist kein einfacher Prozess.  

Jetzt wird es Sie vielleicht nicht überraschen: Es bereitet mir überhaupt keine 

Freude, diese Deponie zu planen. Ich denke, dass Deponien, generell wo sie sind, 

keine Freude bereiten. Als Baudirektor bin ich aber verpflichtet umzusetzen, was 

der Kantonsrat in Auftrag gibt, und wenn im Richtplan steht, wir müssen dafür 

sorgen, dass wir genügend Kapazität für Schlacke haben, dann müssen wir das 

entsprechend umsetzen. Aber das bereitet eigentlich keine Freude.  

Nun zum Antrag «Pflugshaupt»: Der Antrag «Pflugshaupt» hat zwei Teile. Der 

erste Teil besagt, es sollen entweder der Standort 15 oder der Standort 16 gleich-

zeitig in Betrieb sein, aber nicht beide. Also, der eine Standort ist Lehrüti, der 
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zweite ist das Tägernauer Holz. Nun haben wir dabei ein Problem, das glückli-

cherweise schon erkannt wurde: Es handelt sich dabei um unterschiedliche Typen. 

Der eine ist Typ B, nämlich der Standort 15, und der Standort 16 ist Typ D. Es 

gibt verschiedene Deponietypen: A ist unverschmutzter Aushub; der ist komplett 

unproblematisch, B ist Bauschutt, C sind Reststoffe, D ist Schlacke und E wäre 

die gröbste Kategorie. Typ «Schlacke» können wir nicht in einem Typ B depo-

nieren. Deshalb macht dieser Teil des Antrages wenig Sinn.  

Der zweite Teil des Antrags besteht darin, dass Sie sagen, Sie wollen erst die De-

ponie eröffnen, nachdem alle anderen Typen geschlossen wurden. Hier ist das 

Problem folgendes: Wir haben zwar noch einige Typen offen, aber der grösste 

Teil des Volumens ist in der Deponie «Häuli» in Lufingen. Die macht rund 70 

Prozent aus, das heisst, in ungefähr zehn Jahren wären alle anderen Deponietypen 

aufgebraucht, und es wäre nur noch diese eine Deponie, nämlich in Lufingen, 

verfügbar. Es wurde auch schon erwähnt, dass sich der Deponiebetreiber in Lufin-

gen freuen würde, wenn man das so beschliessen würde, weil er dann seine Ge-

bühren anheben könnte, da er ein Monopol hätte. Hier erstaunt es mich natürlich, 

dass die sonst eher marktaffinen Bürgerlichen sich an diesem Aspekt nicht so zu 

stören scheinen. 

Nun, grundsätzlich kann man diese Entscheidung in dieser Form treffen, weil die 

Gebühren nur ein bisschen steigen werden. Man kann sagen, wir sind bereit, dies 

zu akzeptieren. Natürlich wird es dadurch ein bisschen teurer. Das ist einfach so. 

Der Grundsatz in der Baudirektion war bisher bezüglich des Richtplanes, dass wir 

immer eine gewisse Konkurrenzsituation haben möchten bezüglich den Deponie-

typen, das heisst, dass jeweils mehrere Deponien pro Typ geöffnet sind, damit es 

hier eine gewisse Konkurrenz gibt. Mit diesem Entscheid würde man diesen 

Grundsatz natürlich ein bisschen unterlaufen.  

Zur Erinnerung: Ich denke, es ist wichtig, dass wir uns bewusst sind, dass auch 

die anderen Gemeinden keine Freude haben, wenn sie eine Deponie aufs Auge 

gedrückt bekommen. Das ist vermutlich einfach so. Ich muss Ihnen sagen, es ist 

sehr schwierig, eine Alternative zu finden, einfach auch aufgrund der zeitlichen 

Konstellation. Aber, es wäre gelogen, wenn man sagen würde, es ist nicht mög-

lich. Selbstverständlich, es ist alles möglich, es wäre auch möglich, andere Depo-

nietypen möglichst schnell zu suchen. Und falls der Kantonsrat heute entscheidet, 

dieses Vorhaben im Tägernauer Holz zu stoppen, werden wir uns auf Baudirekti-

onsseite natürlich bemühen, möglichst schnell eine Alternative zu finden. Ich 

habe hoffentlich aufzeigen können, dass dies kein einfaches Unterfangen ist, und 

dass auch bei alternativen Standorten die Gemeinden keine Freude haben werden, 

wenn sie eine Deponie aufs Auge gedrückt bekämen. Und wenn wir so weiterfah-

ren und bei der nächsten Gemeinde auch sagen, hier wollen wir sie auch nicht, 

dann haben wir ziemlich schnell ein Problem und müssen unsere Schlacke in an-

dere Kantone exportieren oder sogar ins Ausland. Ich gehe davon aus, dass in 

anderen Kantonen und im Ausland die Bewohner auch keine Freude haben wer-

den, wenn es eine Deponie gibt. 

Deshalb: Im Namen des Regierungsrates beantrage ich Ihnen alle drei Minder-

heitsanträge abzulehnen. Danke.  
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Ratspräsident Dieter Kläy: Wir stimmen jetzt über den Antrag «Pflugshaupt» ab. 

Ich stelle Antrag «Pflugshaupt» dem Kommissionantrag gegenüber.  

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 140 : 31 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag «Pflugshaupt» zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir kommen jetzt zu Antrag II, Objekt 16, bisheriges 

Deponievolumen beizubehalten.  

 

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Ich habe das zu unserem Antrag notwendige bereits 

gesagt, benutze aber diese Gelegenheit, um doch noch auf ein paar argumentative 

Pirouetten der Gegenseite einzugehen. Sie werden sich zu entscheiden haben zwi-

schen dem Regierungsvorschlag, 1,5 Millionen Deponievolumen im Tägernauer 

Wald, und unserem Antrag, der Halbierung beziehungsweise dem später auch 

noch zu begründenden Antrag der Grünen.  

Nun, die Leute aus Gossau, die werden wahrscheinlich an ihrer Parole «Depot 

nie» festhalten und in erster Priorität dem Antrag «Forrer» zustimmen, in zweiter 

Priorität unserem Antrag und in dritter Priorität − oder eben gar nie − dem Regie-

rungs- beziehungsweise dem Kommissionantrag. Aber alle anderen − und da 

spreche ich natürlich die bedauernswerten Kolleginnen und Kollegen Fraktions-

sprecher der FDP und SVP an, wir haben das ja miteinander in der KEVU à fond 

diskutiert – Sie müssen jetzt quasi auf dem dünnen Eis Ihren Toeloop aufführen. 

Sind Sie sich eigentlich bewusst, dass Sie sich entscheiden werden zwischen dem 

ganz grossen Loch im Tägernauer Holz und dem etwas kleineren Loch, wie wir 

es sehen oder gar keinem Loch, wie es die Grünen wollen? Es wäre doch sehr 

erstaunlich, wenn Sie nun sagen, Tägernau ist eigentlich gestorben, aber wenn es 

kommt, dann soll es möglichst gross kommen, so wie es die Regierung und die 

Kommission beantragen. Das wäre doch – nach meiner Logik – eine etwas 

schwierig Übung. Also, überlegen Sie sich die Zahlen noch einmal. Stimmen Sie 

entweder konsequent «Depot nie» mit den Grünen oder sagen Sie, wir lassen den 

Eintrag, so wie er ist, schauen wir, wie es mit der Verminderung weitergeht und 

diskutieren dann vielleicht in fünf bis zehn Jahren über die Vergrösserungsmög-

lichkeit oder über die Umwidmungsmöglichkeit der Deponie «Lehrüti», wie es in 

der neusten Vorlage oder in der zweitneusten Vorlage zum Richtplan bereits vor-

gesehen ist.  

Ich bin also sehr gespannt, wie Sie Ihrer Logik weiter folgen können in dieser 

interessanten und schwierigen Frage. Die SP hat ihre Haltung in der Kommission, 

seit der Kommission, bis dato immer ganz klar beibehalten. Vielen Dank. 

 

Christian Lucek (SVP, Dänikon): Ruedi Lais, ich nehme – wie hast du es gesagt? 

– das Mitleid entgegen, aber es ist ganz einfach: Ich hab’s in meinem Votum ver-

sucht zu erklären. Die Situation ist schlichtweg die, dass wir konfrontiert wurden 

jetzt mit der Teilrevision 17, die wieder bedeutend zusätzliche Volumina vorsieht, 
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unter anderem in der Lehrüti. Weshalb wir das Tägernauer Holz trotzdem als 

Rückfallposition beibehalten wollen, ist dem Vertrauen in die Geologen des Kan-

tons geschuldet. Es ist offenbar so, dass er ein geeigneter Standort ist, und wir 

wollen auch für künftige Generationen das offenlassen, glauben aber nicht, dass 

das notwendig ist, weil, wie gesagt, wenn man jetzt das Deponievolumen in der 

Lehrüti erhöht. Es wurde jetzt vom Baudirektor gesagt, ja, das sei eine ganz an-

dere Deponie. Es ist nur in ihrem Richtplanentwurf eine andere Deponie. Aber 

wir werden diese Fragen stellen. Erklären Sie uns: Weshalb soll die unmittelbar 

benachbarte Deponie «Lehrüti» geologisch anders geeignet sein als das Tä-

gernauer Holz? Also, machen Sie doch die Lehrüti zur Schlackendeponie, min-

destens teilweise, dann haben sie eine konstruktive Problemlösung vor Ort. Das 

begründet unsere Haltung in dieser Frage.  

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): An die gegenüberliegende Ratsseite: Ich 

möchte auch gerne, wie Ruedi Lais das gemacht hat, den Antrag «Pflugshaupt», 

dem wir Grünen notabene zugestimmt haben, in ein Verhältnis zu den anderen 

Anträgen stellen. 

Wenn Sie Rückgrat haben und Farbe bekennen, dann stimmen Sie entweder dem 

Antrag der Grünen zu, die die Deponie ganz streichen wollen oder dem Antrag 

«Lais», der die Deponie in der Grösse behalten will, wie es jetzt im Richtplan 

steht. Wir haben dem Antrag «Pflugshaupt» zugestimmt; das ist unsere dritte Pri-

orität in diesem Antragskarussell. Gleichwohl erachten wir ihn auch ein bisschen 

als ein Feigenblatt: Man stiehlt sich mit diesem Antrag nämlich aus der Verant-

wortung, heute in dieser Debatte zu entscheiden – das ist aber im Grunde unsere 

Aufgabe als Kantonsrat −, wie diese Deponie im Tägernauer Holz gestaltet wer-

den soll, ob sie überhaupt jemals in Betrieb genommen werden soll oder einfach 

aus dem Richtplan gestrichen werden soll, so wie wir das wollen. Jetzt mit dem 

Antrag «Pflugshaupt» delegieren Sie das Problem einfach an den nächsten Rat in 

zehn oder zwanzig Jahren und stehlen sich – entschuldigen Sie, wenn ich das so 

klar sage – auch ein bisschen aus der Verantwortung. Wer dem Antrag «Pflugs-

haupt» zugestimmt hat, von dem erwarte ich im Grunde genommen, dass er oder 

sie jetzt auch zumindest dem Antrag «Lais» zustimmt, sich dazu bekennt, dass es 

im Tägernauer Holz nicht so, wie es die Regierung zurzeit will, weitergehen soll. 

Ich bitte Sie also, dem Antrag «Lais» zuzustimmen und selbstverständlich dem 

Antrag der Grünen auch zuzustimmen, der die Streichung vollständig beantragt. 

Wie meine Kollegin Schlatter schon gesagt hat, gehören Deponie nicht in intakte 

Wälder. Wir haben heute die Tendenz − Richtplanvorlagen Teilrevision 17 lässt 

grüssen −, problematische Sachen auf einmal in Wälder zu deponieren, im Sinne 

von «aus den Augen aus dem Sinn». Da machen wir Grünen nicht mit. Ich danke 

Ihnen.  

 

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Besten Dank an die Kollegen Lais und 

Forrer für das Mitleid angesichts dieser Glatteisvorlage. Ich darf euch beiden ver-

sichern: Ich habe gestern gut geschlafen und ich werde das auch heute Abend 

wieder tun.  
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Offenbar ist jetzt noch ein bisschen Polemik notwendig, um die notwendigen 

Stimmen zusammenzukriegen, um wirklich eine Streichung der Deponie zu errei-

chen. Ich muss schon sagen, wenn du sagst, Kollege Forrer, dass man sich mit 

dem Antrag «Pflugshaupt» ein bisschen ein Feigenblättchen erkaufe, dass man 

das Problem auf die nächste Generation abschiebt, dann muss ich doch sagen, mit 

der Streichung ist das Problem auch nicht gelöst, sondern wird auch an die nächste 

Generation weitergegeben. Wir sind ganz klar der Meinung, dass wir diese Rück-

fallebene insgesamt brauchen und wir werden dann gemeinsam in der KEVU dar-

über beraten können, auch in der Richtplanrevision 2017, wie es mit den Depo-

nien weitergeht. Wir sind da zuversichtlich. Wir stimmen ganz klar für den Kom-

missionantrag, weil es eben um die Rückfallebene geht. Besten Dank.  

 

Beat Mohnhart (EVP, Gossau): Die EVP unterstützt in der jetzigen Abstimmung 

den Antrag auf Beibehaltung des ursprünglich vorgesehenen Deponievolumens.  

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir kommen zur Abstimmung von Antrag II. Ich 

stelle Antrag II von Ruedi Lais dem Kommissionsantrag gegenüber. Wie bereits 

die Kommissionspräsidentin eingeführt hat, hat es einen Druckfehler im Heft: Das 

bisherige Deponievolumen beträgt 750'000 Kubikmeter und nicht 75'000. 

 

Abstimmung  

Der Kantonsrat beschliesst mit 86 : 85 Stimmen (mit 1 Enthaltung), dem 

Kommissionsantrag zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir kommen jetzt noch zu Antrag III, Streichung Ob-

jekt Nummer 16. 

 

Beat Mohnhart (EVP, Gossau): Ein Teil der EVP wird dieser Forderung nach 

Streichung zustimmen, ein anderer Teil wird sie ablehnen.  

Es kann einerseits argumentiert werden, dass in Zeiten des Klimanotstandes und 

auch aufgrund allgemeiner Betrachtungen betreffend Waldschutz eine Deponie 

im Wald grundsätzlich ein Unding ist. Zudem darf der Verlust des Naherholungs-

gebietes für die betroffene Region durchaus ins Feld geführt werden. Andererseits 

gibt es auch Verständnis für die geologischen und verkehrstechnischen Argu-

mente, nach denen das Tägernauer Holz der ideale Deponiestandort für diese mi-

neralische Restschlacke darstellt. Aus diesen Gründen werden wir nicht einheit-

lich stimmen.  

 

Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 129 : 40 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), dem 

Kommissionsantrag zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir sind bei Punkt 5.7.3, Massnahmen. In diesem Un-

terkapital haben wir einen Folgeminderheitsantrag zu Antrag I, welchen wir be-

reits behandelt haben.  
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Keine Wortmeldung; genehmigt. 

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Wir kommen jetzt zum Erläuterungsbericht zu den 

Einwendungen.  

 

Der Erläuterungsbericht zu den Einwendungen wird zur Kenntnis genommen.  

 

Ratspräsident Dieter Kläy:  

 

Schlussabstimmung  

Der Kantonsrat beschliesst mit 167 : 2 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) der 

Festsetzung des revidierten kantonalen Richtplans gemäss Ziffer I des Dis-

positivs zuzustimmen.  

 

Ziffer II des Dispositivs 

 

Keine Wortmeldung; genehmigt.  

 

Ziffer III des Dispositivs 

 

Keine Wortmeldung; genehmigt.  

 

Damit ist das Geschäft erledigt.  
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